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BDKJ-Diözesanstelle Würzburg
-Freistellung zum Zwecke der Jugendarbeit-
Ottostraße 1
97070 Würzburg

Der Antrag zur Freistellung muss dem*der Arbeitgeber*in mindestens vier Wochen vorher schriftlich vorliegen. Bitte 
diesen Antrag deshalb spätestens sechs Wochen vor der Maßnahme an die Diözesanstelle des jeweiligen Jugendver-
bands bzw. an die zuständige Regionale Fachstelle für Kirchliche Jugendarbeit schicken. 

Ich bitte bei meinem*meiner Arbeitgeber*in, Antrag auf Freistellung zum Zwecke der Jugendarbeit zu stellen:

Name: ................................  Vorname: ..................................     geb. am: ...........................

Straße: .................................................... PLZ, Wohnort: ...................................................

Beruf: Angestellte*r, Arbeiter*in Soldat*in
BFD/FSJ/FÖJ 

Beamte*r 
Auszubildende*r Arbeitslose*r

Unternehmen: ..................................................................................................................

zu Händen von Person/Abteilung: ..........................................................................................

Straße, PLZ, Ort: ...............................................................................................................

Die Freistellung wird benötigt:
für die Tätigkeit als Leiter*in von Bildungsmaßnahmen (z.B. 72Stunden-Aktion) für Kinder und Jugendliche, 
für die Tätigkeit als Leiter*in oder Helfer*n in Zeltlagern, Jugendherbergen und Heimen, in denen Kinder 
und Jugendliche vorübergehend zur Erholung untergebracht sind, und bei Jugendwanderungen,
zur Teilnahme an Ausbildungslehrgängen und Schulungsveranstaltungen der Jugendverbände und der 
Öffentlichen Träger der Jugendarbeit,
zur Teilnahme an Tagungen der Jugendverbände und der Öffentlichen Träger der Jugendarbeit,
zur Teilnahme an Maßnahmen der internationalen und der sonstigen zwischenstaatlichen Jugendbegegnung.

Art der Maßnahme: ..............................................................................................................

Ort der Maßnahme: ..............................................................................................................

Veranstalter: ..............................................................................................................
Name

..............................................................................................................
Ort, Straße, Telefon

Dauer der Veranstaltung vom ............................  bis ........................... 

Benötigter Sonderurlaub vom ............................  bis ........................... = (........) Arbeitstage

.................................................... ....................................................................
Ort, Datum Unterschrift des/der AntragstellerIn 

Die Richtigkeit obiger Angaben wird bestätigt (Pfarrer, Jugendreferent*in, Veranstalter):

.................................................... .................................................................... 
Ort, Datum Stempel, Unterschrift

mailto:bdkj@bistum-wuerzburg.de
http://www.bdkj-wuerzburg.de


Gesetz zur Freistellung von Arbeitnehmern für Zwecke der 
Jugendarbeit (Jugendarbeitfreistellungsgesetz – JArbFG)

Vom 14. April 1980 (BayRS III S. 661) BayRS 2162-3-A

Vollzitat nach RedR: Jugendarbeitfreistellungsgesetz (JArbFG) in 
der in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2162-3-A) veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Gesetz vom 27. 
März 2017 (GVBl. S. 52) geändert worden ist

Art. 1
(1) Ehrenamtliche Jugendleiter, die das 16. Lebensjahr vollendet 
haben und in einem Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis stehen, 
haben gegenüber dem Arbeitgeber nach Maßgabe dieses Gesetzes 
Anspruch auf Freistellung für Zwecke der Jugendarbeit.
(2) Die Freistellung kann beansprucht werden
1. für die ehrenamtliche Tätigkeit bei Angeboten der Jugendarbeit 
im Sinne des § 11 des Achten Buches Sozialgesetzbuch,
2. zur Teilnahme an Tagungen und Veranstaltungen, die der Aus- 
und Fortbildung für entsprechende Tätigkeiten dienen.
(3) 1Der Arbeitgeber darf die Freistellung nur verweigern, wenn im 
Einzelfall dringende betriebliche Gründe entgegenstehen. 2Die Be-
teiligung des Betriebsrats richtet sich nach den Bestimmungen des 
Betriebsverfassungsgesetzes1).
1) [Amtl. Anm.:] BGBl. FN 801-7

Art. 2
(1) 1Eine Freistellung nach diesem Gesetz kann jedes Jahr für nicht 
mehr als zwölf Veranstaltungen und zusammen höchstens für einen 
Zeitraum verlangt werden, der dem Dreifachen der regelmäßigen 
Wochenarbeitszeit entspricht. 2Der Anspruch ist auf das nächste 
Jahr nicht übertragbar.
(2) Der Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, für die Zeit der Freistel-
lung nach diesem Gesetz eine Vergütung zu gewähren.

Art. 3
(1) 1Anträge auf Freistellung für eigene Maßnahmen können gestellt 
werden von
1. den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe,
2. den öffentlich anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe,
3. den im Ring Politischer Jugend zusammengeschlossenen Jugend-
organisationen der politischen Parteien und
4. den Spitzenverbänden der freien Wohlfahrtspflege. 
2Der Träger der freien Jugendhilfe muss auf Verlangen des Arbeitge-
bers vor der Entscheidung über den Antrag seine öffentliche Aner-
kennung nachweisen.
(2) 1Die Anträge sollen in Textform gestellt werden. 2Sie müssen 
dem Arbeitgeber, von besonders zu begründenden Ausnahmefällen 
abgesehen, mindestens vier Wochen vor Beginn des Zeitraums, für 
den die Freistellung beantragt wird, zugehen.
(3) 1Der Antrag gilt als bewilligt, wenn ihn der Arbeitgeber nicht 
gegenüber dem Antragsteller und dem Arbeitnehmer spätestens 
zwei Wochen vor Beginn des Zeitraums, für den die Freistellung 
beantragt wird, in Textform ablehnt. 2Die Ablehnung ist in Textform 
zu begründen.

Art. 4
Arbeitnehmern, denen eine Freistellung nach diesem Gesetz ge-
währt oder versagt wird, dürfen Nachteile in ihrem Arbeits- oder 
Ausbildungsverhältnis nicht erwachsen.

Art. 5
1Dieses Gesetz gilt entsprechend für ehrenamtliche Leiter von Ju-
gendchören, Jugendorchestern und sonstigen Jugendmusikgruppen, 
wenn sie an Veranstaltungen der musikalischen Jugendbildung mit-
wirken, die den Veranstaltungen nach Art. 1 Abs. 2 entsprechen. 
2Anträge auf Freistellungen können in diesen Fällen nur vom Baye-
rischen Musikrat e. V. gestellt werden.

Art. 6
Dieses Gesetz findet auf Beamte und in einem öffentlich-rechtli-
chen Ausbildungsverhältnis stehende Personen entsprechende An-
wendung.

Art. 7
Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1980 in Kraft2).
2) [Amtl. Anm.:] Betrifft die ursprüngliche Fassung vom 14. April 
1980 (GVBl. S. 180)

Verordnung über den Sonderurlaub für Bundesbeamtinnen und 
Bundesbeamte sowie für Richterinnen und Richter des Bundes 
(Sonderurlaubsverordnung - SUrlV) (Auszug)

Vollzitat:
„Sonderurlaubsverordnung vom 1. Juni 2016 (BGBl. I S. 1284), die 
zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung vom 22. Dezember 2021 
(BGBl. I S. 5257) geändert worden ist“

§ 1 Geltungsbereich
(1) Diese Verordnung gilt für die Beamtinnen und Beamten des Bun-
des. Für die Richterinnen und Richter im Bundesdienst gilt diese 
Verordnung nach § 46 des Deutschen Richtergesetzes entsprechend.
(2) Ansprüche auf Sonderurlaub für Beamtinnen und Beamte des 
Bundes sowie Richterinnen und Richter des Bundes, die sich aus 
anderen Rechtsvorschriften ergeben, bleiben unberührt.

§ 3 Voraussetzungen
Sonderurlaub wird nur gewährt, wenn
1. der Anlass, für den Sonderurlaub beantragt wurde, nicht außer-
halb der Arbeitszeit wahrgenommen oder erledigt werden kann,
2. dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und
3. die jeweiligen Voraussetzungen der §§ 5 bis 22 erfüllt sind.

§ 9 Sonderurlaub für Aus- oder Fortbildung
(1) Je Kalenderjahr sind insgesamt jeweils bis zu fünf Arbeitstage 
Sonderurlaub unter Fortzahlung der Besoldung zu gewähren

1. für die Teilnahme an wissenschaftlichen Tagungen sowie an be-
ruflichen Aus- und Fortbildungsveranstaltungen, die von staatlichen 
oder kommunalen Stellen durchgeführt werden, wenn die Teilnah-
me für die dienstliche Tätigkeit von Nutzen ist,
2. zum Ablegen von Abschlussprüfungen nach einer Aus- oder Fort-
bildung im Sinne der Nummer 1 und bei Verwaltungs- und Wirt-
schaftsakademien zum Ablegen von Abschlussprüfungen,
3. für die Teilnahme an Lehrgängen, die der Ausbildung zur Jugend-
gruppenleiterin oder zum Jugendgruppenleiter dienen, oder
4. für die Tätigkeit als ehrenamtliche Jugendgruppenleiterin oder 
ehrenamtlicher Jugendgruppenleiter bei Lehrgängen oder Veran-
staltungen, wenn diese von Trägern der öffentlichen Jugendhilfe 
oder anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe (§ 75 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch) durchgeführt werden.
(2) Für die Teilnahme an förderungswürdigen staatspolitischen Bil-
dungsveranstaltungen sind bis zu zehn Arbeitstage Sonderurlaub 
unter Fortzahlung der Besoldung zu gewähren. Wird die Bildungs-
veranstaltung nicht von einer staatlichen Stelle durchgeführt, so 
gilt dies nur, wenn die Bundeszentrale für politische Bildung die 
Förderungswürdigkeit anerkannt hat; das Nähere regelt das Bundes-
ministerium des Innern, für Bau und Heimat.
(3) Weiterer Sonderurlaub nach Absatz 2 darf frühestens zwei Jahre 
nach Beendigung des letzten Sonderurlaubs nach Absatz 2 gewährt 
werden.

§ 16 Sonderurlaub für kirchliche Zwecke
Sonderurlaub von bis zu fünf Arbeitstagen im Kalenderjahr unter 
Fortzahlung der Besoldung ist zu gewähren für die Teilnahme
1. an Sitzungen der Verfassungsorgane oder an Sitzungen überörtli-
cher Verwaltungsgremien der Kirchen oder der sonstigen öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften, wenn die Beamtin oder der 
Beamte dem Verfassungsorgan oder dem Gremium angehört,
2. an Tagungen der Kirchen oder der öffentlich-rechtlichen Religi-
onsgesellschaften, wenn die Beamtin oder der Beamte auf Anfor-
derung der Kirchenleitung oder der obersten Leitung der Religions-
gesellschaft als Delegierte oder Delegierter oder als Mitglied eines 
Verwaltungsgremiums der Kirche oder der Religionsgesellschaft 
teilnimmt, oder
3. an Veranstaltungen des Deutschen Evangelischen Kirchentages, 
des Deutschen Katholikentages, des Ökumenischen Kirchentages 
oder des Weltjugendtages.

§ 27 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Sonderurlaubsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. November 2004 (BGBl. I S. 2836), die zu-
letzt durch Artikel 15 Absatz 22 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 
(BGBl. I S. 160) geändert worden ist, außer Kraft.
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